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Antrag 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
— Wahlprüfungsangelegenheiten — 


betr. Einspruch des Ignaz Lutz, Stuttgart, gegen die Güitigkeit der Wahl 
zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 — Az. 33/72 — 


A. Problem 

Der Deutsche Bundestag hat nach Vorprüfung durch den Wahl- 
prüfungsausschuß über die Einsprüche gegen die Gültigkeit der 
Wahl zum 7. Deutschen Bundestag vom 19. November 1972 zu 
entscheiden. Der zur Beschlußfassung vorgelegte Einspruch ist 
begründet worden mit: 

Ausschluß vom Wahlrecht 


B. Lösung 

Zurückweisung dieses Wahleinspruchs ohne öffentliche münd- 
liche Verhandlung wegen 

offensichtlicher Unbegründetheit 

Offensichtlich unbegründet sind nach ständiger Praxis des 

Bundestages Einsprüche, die 

a) die Verfassungswidrigkeit von Gesetzen rügen; im Rahmen 
des Wahlprüfungsverfahrens kann eine derartige Prüfung 
nicht erfolgen, 

b) keine konkrete Verletzung wahlrechtlicher Bestimmungen 
rügen, 

c) sich zwar auf nachprüfbare Mängel bei der Vorbereitung 
oder Durchführung der Wahl stützen können, diese jedoch 
angesichts des Stimmverhältnisses keinen Einfluß auf die 
Mandatsverteilung haben konnten. 
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Insoweit folgt der Bundestag in ständiger Praxis der Entschei- 
dung des Bundesverassungsgerichts [BundesVerfGE Bd. 4, 370 
(372 f.)]. 

C. Alternativen 

standen nicht zur Diskussion 

D. Kosten 

entfällt 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle die aus der Anlage ersichtliche Entschei- 
dung treffen. 


Bonn, den 15. März 1973 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsord- 
nung 

Dr. de With Thürk 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschluß 

In der Wahlanfechtungssache - Az. 33/72 - des Ignaz Lutz, Stuttgart, 
gegen die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bundestag 
vom 19. November 1972 


hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen; 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 


1, Mit Schreiben vom 20. November 1972 an den | 
Ministerpräsidenten des Landes Baden-Württem- j 
berg hat der Einspruchsführer Einspruch gegen ; 
die Gültigkeit der Wahl zum 7. Deutschen Bun- ! 
destag eingelegt. 

Das Einspruchsschreiben wurde innerhalb der I 
gesetzlichen Einspruchsfrist an den Deutschen 
Bundestag weitergeleitet und ist hier am 5. 
Januar 1973 eingegangen. 

Der Einspruchsführer ist zur Zeit in der Voll- 
zugsanstalt des Landes Baden-Württemberg in 
Stuttgart-Stammheim untergebracht. Zur Begrün- 
dung seines Einspruchs trägt er vor, am 10. No- 
vember 1972 sei er von Kempten/Allgäu kom- 
mend in die Vollzugsanstalt Stuttgart eingelie- 
fert worden. Am 15. November 1972 habe er die 
Wahlunterlagen angefordert, und zwar schrift- 
lich mittels des üblichen Rapportscheins der Voll- 
zugsanstaltf ihm seien jedoch keine Wahlunter- 
lagen ausgehändigt worden. Als er am 19. No- 
vember 1972 noch einmal die Briefwahlunter- 
lagen reklamiert habe, habe der Vollzugsbeamte 
ihn mit einer abfälligen Bemerkung abgewiesen. 
Ausdrücklich müsse er betonen, daß er vom 
Wahlrecht nicht ausgeschlossen worden sei. 

In einer vom Ausschuß angeforderten Stellung- 
nahme teilt der Vorstand der Vollzugsanstalt 
Stuttgart mit Schreiben vom 23. Januar 1973 
u. a. mit: 

„Dem Gefangenen Ignaz Lutz wurden seitens 
der hiesigen Anstalt keine Wahlunterlagen 
ausgehändigt, da Lutz weder einen festen 
Wohnsitz in Stuttgart hat noch einen festen 
Wohnsitz zum Zeitpunkt der Bundestagswahl 
hatte. Der Gefangene gehörte vielmehr zum 
Wahlbezirk Füssen im Allgäu. 

Gemäß Nr. III Ziff. 2 der beigefügten Ver- 
fügung, die am 24. Oktober 1972 an alle deut- 
schen Gefangenen ausgegeben worden ist. 


hätte Lutz den Antrag auf Erlangung eines 
Wahlscheins und der Briefwahlunterlagen bei 
dem zuständigen Bürgermeisteramt stellen 
müssen. Die hiesige Anstalt war für die Aus- 
händigung der Anträge von Wahlunterlagen 
nicht zuständig. 

Der Beschwerde wird nicht abgeholfen." 

Nr. III Ziff. 2 der genannten Verfügung hat fol- 
genden Wortlaut: 

„Gefangene aus Gemeinden außerhalb Stutt- 
garts müssen sich die Wählerbenachrichtigung 
von ihren Angehörigen schicken lassen und 
ihre Anträge auf Erlangung eines Wahlscheins 
und der Briefwahlunterlagen bei den Bürger- 
meisterämtern ihrer Heimatgemeinde unmit- 
telbar stellen. Sie können dabei den angefüg- 
ten Vordruck verwenden und mit Blockschrift 
ausfüllen." 

In der genannten Verfügung heißt es jedoch 
unter Nr. III Ziff. 3 weiter: 

„Gefangene ohne festen Wohnsitz, die deshalb 
auch in keinem Wählerverzeichnis einer Ge- 
meinde geführt werden, können über uns 
ebenfalls am 8. 11. 1972 Wahlschein und Brief- 
wahlunterlagen beim Statistischen Amt Stutt- 
gart beantragen, wenn sie 

a) die deutsche Staatsangehörigkeit haben und 

b) nachweisen können, daß sie sich seit dem 
19. 8. 1972 in der Bundesrepublik Deutsch- 
land - ohne West Berlin - aufhalten." 

In der Verfügung heißt es abschließend unter 
Nr. IV; 

„Wer zur Bundestagswahl noch Fragen hat, 
kann sich zum Rapport melden." 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der Anbe- 
raumung einer öffentlichen mündlichen Verhand- 
lung Abstand zu nehmen. 
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Entscheidungsgründe 


Der Einspruch ist form- und fristgerecht eingelegt 
und auch zulässig. Er ist jedoch offensichtlich un- 
begründet. 

Aus dem Vorbringen des Einspruchsführers ergibt 
sich, daß er an der Bundestagswahl am 19. Novem- 
ber 1972 nicht teilnehmen konnte; er hätte nur mit- 
tels eines Wahlscheines wählen können, da er am 
Wahltag in einer Vollzugsanstalt untergebracht war. 

Gemäß § 24 Abs. 1 bis 3 BWO kann ein Wahl- 
berechtigter schriftlich oder mündlich unter Angabe 
von Gründen bei der zuständigen Gemeindebehörde 
einen Wahlschein beantragen oder beantragen las- 
sen. Die Wahlscheine können gemäß § 24 Abs. 4 
BWO bis zum Tage vor der Wahl 12 Uhr beantragt 
werden. Zwar hätte sich der Einspruchsführer un- 
mittelbar nach seiner Unterbringung in der Voll- 
zugsanstalt Stuttgart am 10. November 1972 um die 
Briefwahlunterlagen kümmern können; das Unter- 
lassen der sofortigen Antragstellung kann ihm je- 
doch als Anstaltsinsassen nicht vorgeworfen wer- 
den, da Strafgefangene haftbedingten Beschränkun- 
gen unterworfen sind, die zwangsläufig bestimmte 
Kommunikationsschwierigkeiten mit sich bringen. 


; Es wäre vielmehr Aufgabe der Vollzugsanstalt ge- 
i wesen, dem Einspruchsführer auf seinen Antrag 
I vom 15. November 1972 hin behilflich zu sein, den 
' Wahlschein zu erhalten. Die Vollzugsanstalt hätte 
auch prüfen können, ob der Einspruchsführer seinen 
! Antrag an die Gemeinde seines bisherigen Aufent- 
haltsortes stellen mußte oder ob aufgrund seiner 
Verlegung vom 10. November 1972 die Gemeinde- 
verwaltung Stuttgart den Wahlschein hätte aus- 
i stellen müssen. 

Die Einlassung des Vorstandes der Vollzugsanstalt 
Stuttgart vom 23. Januar 1973 kann somit nicht 
befriedigen, dies um so mehr, als den Haftinsassen 
mitgeteilt worden war, sie könnten sich bei evtl. 
Fragen zum Rapport melden. Obwohl damit ein 
Verstoß gegen die Bundeswahlordnung nicht auszu- 
schließen ist, würde eine Beteiligung des Einspruchs- 
führers an der Bundestagswahl keinen Einfluß auf 
die Mandatsverteilung im Bundestag gehabt haben 
[vgl. BundesVerfGE Bd. 4, 370 (372 f.)]. 

Der Einspruch war daher im Sinne des § 6 Abs. 1 a 
Nr. 3 WPG als offensichtlich unbegründet zurück- 
zuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 


Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten Vor- 
aussetzungen Beschwerde beim Bundesverfassungs- 


gericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
j Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 

I Bundestages — — beim Bundesver- 

' fassungsgericht eingegangen sein. 
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